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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

12.11.2014 

Geschäftszahl 

Ra 2014/20/0069 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2014/03/0076 E 21. Oktober 2014 RS 12 

Stammrechtssatz 

Die von § 60 AVG verlangte Zusammenfassung wird in Bezug auf die Beweiswürdigung kurz ausfallen können, 
wenn keine einander widersprechenden Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens vorliegen. Bei Widersprüchen 
allerdings zwischen den Behauptungen und den Angaben der Verfahrenspartei und sonstigen 
Ermittlungsergebnissen bedarf es einer klaren und übersichtlichen Zusammenfassung der maßgeblichen, bei der 
Beweiswürdigung angestellten Erwägungen, damit der Verwaltungsgerichtshof die Entscheidung der Behörde 
auf ihre inhaltliche Rechtmäßigkeit überprüfen kann. Eine dem § 60 AVG entsprechende 
Entscheidungsbegründung muss (auch) zu widersprechenden Beweisergebnissen im einzelnen Stellung nehmen 
und schlüssig darlegen, was die Behörde veranlasst hat, dem einen Beweismittel mehr Vertrauen 
entgegenzubringen als dem anderen; die dabei vorgenommenen Erwägungen müssen schlüssig sein, das heißt 
mit den Gesetzen der Logik und dem allgemeinen menschlichen Erfahrungsgut im Einklang stehen. 


